Deutscher Bundestag 
6. Wahlperiode 


Drucksache VI/2452 


Sachgebiet 64 

Der Bundesminister Bonn, den 14. Juli 1971 

für Wirtschaft und Finanzen 
F/VIII B 1 - FB 0808 - 94/71 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr. : Industrielles Bundesvermögen 

Bezug: Kleine Anfrage der Abgeordneten Dr. Dollinger, 
Strauß, Stücklen, Dr. Burgbacher, Dr, von Bismarck, 
Dr. Pohle, Röhner und Genossen 
- Drucksache VI/2382 - 


Namens der Bundesregierung beantworte ich die Kleine An- 
frage - Drucksache VI/2382 - wie folgt: 


1. Ist die Pressemeldung zutreffend, daß die Regierungskoalition 
einen Grundsatzbeschluß gefaßt hat, „keinen Beamten aus der 
Industrieverwaltung des Bundes in den Vorstand eines Bundes- 
unternehmens aufzunehmen"? 

Falls dies zutrifft: Beabsichtigt die Bundesregierung, diesen 
Beschluß nur auf Angehörige der Industrieverwaltung des 
Bundes anzuwenden, oder soll er auf alle Angehörigen von Be- 
teiligungsverwaltungen des Bundes ausgedehnt werden? 


Die Pressemeldung trifft nicht zu. 


2. Beabsichtigt die Bundesregierung, den Wechsel von Ministerial- 
beamten in führende Positionen der Wirtschaft generell einzu- 
schränken und, wenn ja, mit welcher Begründung? 


Die Bundesregierung hat keine derartige Absicht. 


3. Warum geht nunmehr Herr Staatssekretär Dr. Rohwedder nicht 
als stellvertretender Vorstandsvorsitzender zur VEBA, obwohl 
der Vertrag bereits unterschriftsreif abgesprochen war? 

Für Vorstandsangelegenheiten ist der Aufsichtsrat zuständig. 
Der VEBA-Aufsichtsrat hat sich bisher nicht mit der Frage der 
Berufung eines neuen Vorstandsmitglieds befaßt. 

Es trifft nicht zu, daß ein unterschriftsreifer Vertrag zwischen 
der VEBA und Herrn Staatssekretär Dr. Rohwedder abge- 
sprochen war. 
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4. Treffen die Meldungen in der „Stuttgarter Zeitung" vom 
15. April und im „Handelsblatt" vom 19. April bzw. 22. April zu, 
daß im früheren Bundeswirtschaftsministerium Überlegungen 
angestellt werden, dem Bund einen stärkeren Einfluß auf die 
VEBA zu verschaffen, und wird damit auch das Ziel verfolgt, 
durch Aktienkauf und durch Sacheinlagen die Bundesmehrheit 
an der VEBA zurückzugewinnen? 

Die Überlegungen zu diesem Fragenkreis sind noch keineswegs 
abgeschlossen. Die Bundesregierung hat zur Neuordnung des 
industriellen Bundesvermögens einen Gutachter beauftragt. 
Erst nach Vorliegen dieses Gutachtens wird sie ihre Entschei- 
dung treffen. Der Gutachter wird auch das in den genannten 
Pressemeldungen wiedergegebene Modell mituntersuchen. 

Zu den wesentlichen Elementen einer Neuordnung des indus- 
triellen Bundesbesitzes gehört es, daß eine unternehmerisch 
sinnvolle, ordnungs- und wettbewerbspolitisch vertretbare 
Konzeption gefunden wird, die zugleich finanziell realisierbar 
ist. Diese Neuordnung wäre von besonderem Wert, wenn sie 
auch energiepolitische Vorteile mit sich brächte. Dementspre- 
chend wird der Gutachter, der mit der Erstellung eines Gut- 
achtens über die organisatorischen und unternehmerischen Be- 
dingungen einer Neuordnung beauftragt worden ist, unter 
verschiedenen Denkmodellen (zu denen auch die allmähliche 
Herabsetzung der VEBA-Beteiligung des Bundes auf 26 ®/o unter 
Verwendung des Erlöses aus der Veräußerung von Bezugs- 
rechten zur Eigenkapitalverstärkung anderer Bundesunterneh- 
men gehört) auch die Variante einer Einbringung der VIAG in 
die VEBA in seine Untersuchungen einbeziehen. 

Die Bundesregierung wird erst nach Erstattung des Gutachtens, 
das bis Ende d. J, vorliegen soll, eine Entscheidung treffen. 

Im Zusammenhang mit der bevorstehenden VEBA-Kapitaler- 
höhung 1971 ist hinsichtlich der auf den Bund entfallenden 
jungen Aktien eine Lösung vorgesehen, die in keiner Richtung 
eine Präjudizierung enthält. Den gesetzgebenden Körperschaf- 
ten wird in Kürze ein entsprechender Antrag auf Zustimmung 
zu dieser Zwischenlösung zugeleitet. 


5. Welches energiepolitische Konzept liegt diesen Überlegungen 
zugrunde 

a) für den Bereich der Elektrizitätswirtschaft, 

b) für den Bereich der Mineralölwirtschaft? 

Im Elektrizitätsbereich bestehen zwischen der VEBA und der 
VIAG bereits interessante Verflechtungen. Ein näheres Zu- 
sammenrücken von VIAG und VEBA würde Kooperationen im 
nordwestdeutschen und bayerischen Raum erleichtern oder so- 
gar erst ermöglichen. Hierdurch könnte ein wichtiger Beitrag 
zu einer ausgewogeneren Struktur der gesamten Elektrizitäts- 
wirtschaft im Bundesgebiet geleistet werden. Die unternehme- 
rischen Vorteile wären u. a. die Abstimmung und gemeinsame 
Durchführung von Investitionen, der gemeinsame Einsatz von 
Finanzierungsmitteln und eine Annäherung im Beteiligungs- 
bereich. 
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Im Mineralölbereich könnte der VEBA für den Ausbau einer 
unabhängigen deutschen Mineralölposition eine wichtige Rolle 
zufallen. 

Nach den von den Rohölförderländern gemeinsam verfolgten 
Zielen wird in Zukunft die unmittelbare Zusammenarbeit zwi- 
schen den einheimischen Gesellschaften der Verbraucher- und 
der Förderländer neben den bisherigen Absatzwegen für Rohöl 
Bedeutung gewinnen. Im Interesse der zusätzlichen Sicherung 
der Mineralöleinfuhren ist es für die Bundesrepublik von Be- 
deutung, die mit einer solchen Zusammenarbeit verbundenen 
Möglichkeiten wahrnehmen zu können. 

Bei diesem Entwicklungsprozeß könnte die VEBA allein schon 
kraft ihrer Größe im Rahmen der einheimischen Gruppe ein 
wichtiger Faktor werden. 


6. Welcher Kapitalbedarf würde ggf. bei einem solchen energie- 
politischen Konzept entstehen; wie hoch wäre der Mittelbedarf 
für die Reverstaatlichung der VEBA (51 Vo)? 

Wenn der Bund seine Beteiligung an der VEBA auf 51 Vo auf- 
stocken wollte, wäre zunächst die Aufrechterhaltung seiner 
jetzigen Beteiligungsquote von 40,23 Vo erforderlich. 

Der Bund müßte also die auf seinen derzeitigen Aktienbesitz 
entfallenden jungen VEBA-Aktien aus der vorgesehenen 
VEBA-Kapitalerhöhung 1971 übernehmen oder die Zwischen- 
lösung gemäß Antwort zu 4, letzter Absatz, finanziell abdecken. 
Dafür wären 165,95 Mio DM an Haushaltsmitteln aufzuwenden. 
Weitere 165,95 Mio DM wären aufzubringen, wenn die für 1973 
in Aussicht genommene Kapitalerhöhung der VEBA beschlos- 
sen werden sollte. 

Eine darüber hinausgehende Aufstockung der VEBA-Beteili- 
gung würde bei diesem Modell durch Sacheinlage der VIAG 
erfolgen, wofür die Zustimmung einer qualifizierten Hauptver- 
sammlungsmehrheit der VEBA und Bewertungen der VEBA 
und der VIAG erforderlich wären. 

Von einer „Reverstaatlichung" der VEBA - wie es in der Frage- 
stellung heißt - kann bei einer solchen Konstruktion keine 
Rede sein, da die VEBA ohnehin nur zu einem Teil privatisiert 
worden ist und der Bund bis heute die Hauptversammlungs- 
mehrheit behalten hat. 

Der Bund wird auf jeden Fall nur eine Lösung anstreben, die 
im wohlverstandenen Interesse des Unternehmens und damit 
auch im Interesse der Kleinaktionäre liegt. 


7. 


Welche Mittel stehen für dieses energiepolitische Konzept zur 
Verfügung und insonderheit für die Reverstaatlichung der 


VEBA? 


In der geltenden mehrjährigen Finanzplanung des Bundes bis 
1974 sind für eine Neuordnung des industriellen Bundesbesitzes 
einschließlich VEBA keine Mittel vorgesehen. 
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Die Bundesregierung wird nach Erstattung des Gutachtens die 
Frage entscheiden, wie der Kapitalbedarf der industriellen 
Bundesunternehmen gedeckt werden soll. 


8. Will die Bundesregierung bei der Neubesetzung von Aufsichts- 
räten und Vorständen bei Unternehmungen, an denen der Bund 
beteiligt ist, den Einfluß des Bundes mit dem Ziel der Rever- 
staatüchung stärken? 

Die Bundesregierung ist bei Beteiligungsgesellschaften des 
Bundes um eine Aufsichtsratsbesetzung bemüht, die sowohl den 
Interessen der Unternehmen (Zuwahl von Sachverständigen 
aus der Wirtschaft), wie den Eigentümerinteressen des Bundes 
(Beachtung des § 65 BHO - angemessener Einfluß des Bundes 
im Aufsichtsrat) Rechnung trägt. 

Die Vorstände der Unternehmen werden entsprechend den 
aktienrechtlichen Vorschriften vom Aufsichtsrat des jeweiligen 
Unternehmens bestellt. Dabei ist das Interesse des Unterneh- 
merxs ausschlaggebend. In diesem Sinne wirken die Vertreter 
des Bundes in den Aufsichtsräten an den Personalentscheidun- 
gen mit. 


9. Inwieweit wird durch die Neubesetzung von Aufsichtsräten 
durch den Bund praktisch die paritätische Mitbestimmung her- 
gestellt? 

Die Bundesregierung wird wie seither auch bei der Besetzung 
der Aufsichtsräte von Bundesunternehmen die geltenden 
aktienrechtlichen Vorschriften und die auf das Unternehmen 
zutreffenden gesetzlichen Bestimmungen über die Beteiligung 
der Arbeitnehmer am Aufsichtsrat beachten. 

In Vertretung 

Dr. Emde 
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